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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspflege' 
Anpassungsgesetzes - RpflAnpG 


A. Zielsetzung 

Für eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1995 sind in den 
neuen Ländern durch 

- § 3 RpflAnpG alle Vorschriften suspendiert, die Einsatzmöglich- 
keiten von Richtern beschränken, die nicht Richter auf Lebens- 
zeit bei dem Gericht sind, bei dem sie tätig sind, 

- § 7 RpflAnpG die Möglichkeiten erweitert, einem Richter ein 
weiteres Richteramt zu übertragen, 

- § 10 RpflAnpG eine Reihe von Vorschriften über die Präsidial- 
verfassung sowie über den Vorsitz (§§ 21 aff. GVG) für unan- 
wendbar erklärt. 

Auch nach Ablauf des 31. Dezember 1995 bestehen in den neuen 
Ländern im Vergleich zu den alten Ländern noch so erhebliche 
Unterschiede in der Zusammensetzung der Richterschaft, daß 
eine uneingeschränkte Geltung der allgemein geltenden Rechts- 
vorschriften zum 1. Januar 1996 nicht Platz greifen kann. Die frist- 
gebundenen Sondervorschriften der §§ 3, 7 und 10 RpflAnpG 
sollen deshalb in teilweise modifizierter und abgeschwächter 
Form verlängert werden. § 102 Abs. 1 Satz 1 BRAO soll für eine 
Übergangszeit dahin gehend geändert werden, daß auch Richter, 
die keine Planstelle am Oberlandesgericht haben, Mitglieder des 
Anwaltsgerichtshofes sein können. 


B. Lösung 

Der neu gefaßte § 3 RpflAnpG regelt, daß in einem Spruchkörper, 
der mit mehreren Berufsrichtem besetzt ist, nur ein planmäßiger 
Richter, der auch ein abgeordneter Richter sein kann, mitwirken 
muß. Bei den Obergerichten darf in einem Spruchkörper auch ein 
Richter auf Probe und im Anwaltsgerichtshof dürfen Proberichter 
und abgeordnete Richter mitwirken. 
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Durch die verlängerte Geltungsdauer des § 7 RpflAnpG bleibt es 
weiterhin möglich, einen Richter an verschiedenen Gerichten ein- 
zusetzen. Die Änderung des § 10 RpflAnpG bewirkt, daß in die 
Gerichtspräsidien auch weiterhin Proberichter und abgeordnete 
Richter gewählt werden können. Ferner wird es zukünftig weiter- 
hin möglich sein, daß abgeordnete Richter auf Lebenszeit den 
Vorsitz in einer Kammer führen und daß in Kammern, die mit nur 
einem Berufsrichter besetzt sind, auch Proberichter im zweiten 
Berufsjahr tätig sind. 


C. Alternativen 

Ein anderer Weg als die vorgeschlagene Gesetzesänderung ist im 
Hinblick auf die Personalstruktur in der sächsischen Justiz und 
den übrigen neuen Ländern nicht möglich. 


D. Kosten 

Zusätzliche Kosten entstehen nicht. Die Einsparungen, die im Fall 
der Verabeitung des Gesetzes dadurch eintreten, daß vorzeitige 
Beförderungen nicht bereits zum 1. Januar 1996 ausgesprochen 
werden müssen, sind nicht bezifferbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Mai 1995 

031 (121) - 441 00 - Re 169/95 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 682. Sitzung am 31. März 1995 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Rechtspflege-Anpassungsgesetzes - RpflAnpG - mit 
Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspflege- 
Anpassungsgesetzes - RpflAnpG 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Rechtspflege-Anpassungsgesetz vom 26. Juni 
1992 (BGBl. I S. 1147), zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

w § 3 

Verwendung von Richtern, 
die nicht Richter auf Lebenszeit 

bei dem Gericht sind, bei dem sie tätig werden 

(1) In den in Artikel 1 Abs. 1 des Einigungsver- 
trages genannten Ländern findet bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 1999 die Beschränkung nach 
§ 29 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes keine 
Anwendung. Wird ein Gericht in der Besetzung 
mit mehreren Richtern tätig, so muß mindestens 
ein Richter auf Lebenszeit bei diesem Gericht oder 
ein aus einem anderen Land abgeordneter Richter 
auf Lebenszeit bei der Entscheidung mitwirken. 
§ 10 Abs. 5 bleibt unberührt. 

(2) In diesen Ländern dürfen bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1999 auch bei den Oberlandes- 
gerichten, den Oberverwaltungsgerichten und 
den Landessozialgerichten Richter auf Probe und 
Richter kraft Auftrags verwendet werden. Bei die- 
sen Gerichten dar bei einer gerichtlichen Ent- 
scheidung nicht mehr als ein Richter auf Probe 
oder Richter kraft Auftrags mitwirken. 

(3) Abweichend von § 102 Abs. 1 Satz 1 der Bun- 
desrechtsanwaltsordnung können in den in Arti- 
kel 1 Abs. 1 des Einigungsvertrages genannten 
Ländern bis zum Ablauf des 31. Dezember 1996 


zu berufsrichterlichen Mitgliedern des Anwalts- 
gerichtshofes neben den ständigen Mitgliedern 
des Oberlandesgerichts auch andere Richter für 
die Dauer von vier Jahren bestellt werden. " 

2. In § 7 Satz 1 wird die Jahreszahl „1995" durch die 
Jahreszahl „1999" ersetzt. 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Jahreszahl „1996" 
durch die Jahreszahl „2000" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Angabe „ § 21 c letzter Satz- 
teil" durch die Angabe „§ 21c Abs. 2 letzter 
Satzteil" ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„andere Richter" die Wörter „auf Lebenszeit" 
eingefügt. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Abweichend von Absatz 4 darf in den in 
Artikel 1 Abs. 1 des Einigungsvertrages ge- 
nannten Ländern bis zum Ablauf des 31. De- 
zember 1996 bei den Landgerichten auch ein 
Richter auf Probe oder kraft Auftrags ein Jahr 
nach seiner Ernennung den Vorsitz in einer mit 
einem Richter besetzten Kammer führen oder in 
anderen Kammern den Vorsitzenden vertreten." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 1 und 3 Buchstabe c und d tritt am 
1. Januar 1996 in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Mit dem am 1. Juli 1992 in Kraft getretenen Rechts- 
pflege-Anpassungsgesetz wurden wichtige bundes- 
rechtliche Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
die neuen Länder entsprechend den Vorgaben des 
Einigungsvertrages ihren gerichtsorganisatorischen 
Aufbau dem der übrigen Bundesrepublik Deutsch- 
land anpassen konnten. Nur noch soweit aus dama- 
liger Sicht unerläßlich, sind Sonderregelungen für 
die neuen Länder getroffen worden; diese wurden 
teilweise, überwiegend bis zum Ablauf des Jahres 
1995, befristet, weil damals nicht absehbar war, wann 
sich die Zahl der Richter in den neuen Ländern de- 
nen in den alten Ländern soweit angenähert haben 
würde, daß die Ausnahmeregelungen entbehrlich 
werden würden. Inzwischen hat sich gezeigt, daß in 
einigen Bereichen eine teilweise modifizierte und ab- 
geschwächte Verlängerung dieser Sonderregelungen 
notwendig ist, um die Funktionsfähigkeit der Rechts- 
pflege in den neuen Ländern weiterhin zu gewähr- 
leisten. Der Entwurf schlägt die hierzu erforderlichen 
Änderungen vor. 

Die fristgebundenen Sondervorschriften in den §§ 3, 
7 und 10 RpflAnpG bedürfen der Verlängerung. Für 
eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1995 sind 
in den neuen Ländern durch 

- § 3 RpflAnpG alle Vorschriften suspendiert, die 
Einsatzmöglichkeiten von Richtern beschränken, 
die nicht Richter auf Lebenszeit bei dem Gericht 
sind, bei dem sie tätig sind, 

- § 7 RpflAnpG die Möglichkeiten erweitert, einem 
Richter ein weiteres Richteramt zu übertragen. 

- § 10 RpflAnpG eine Reihe von Vorschriften über 
die Präsidialverfassung sowie über den Vorsitz 
(§§ 21 aff. GVG) für unanwendbar erklärt. 

Auch nach Ablauf des 31. Dezember 1995 bestehen 
in den neuen Ländern im Vergleich zu den alten Län- 
dern noch erhebliche Unterschiede in der Zusam- 
mensetzung der Richterschaft, die eine imeinge- 
schränkte Geltung des allgemeinen Rechts noch 
nicht zulassen. Alle neuen Länder haben noch immer 
einen weit überdurchschnittlich hohen Anteil an 
Richtern auf Probe, Richter kraft Auftrags und abge- 
ordneten Richtern und einen nur sehr geringen An- 
teil von Richtern in Beförderungsämtem. So sind in 
den neuen Ländern nach dem Stand vom 1. Januar 
1995 ohne Berücksichtigung der „Senioren" von ins- 
gesamt 3177 Richtern nur 1421 Richter auf Lebens- 
zeit mit einer Planstelle bei dem Gericht, bei dem sie 
tätig sind, 1 459 Richter sind Richter auf Probe oder 
Richter kraft Auftrags, 297 Richter sind aus den alten 
Bundesländern abgeordnet. Nur 494 Richter befin- 
den sich in Beförderungsämtem. 


Demgegenüber waren in den eilten Ländern nach 
dem Stand vom 1. Januar 1993 (Zahlen nach dem 
Stand zum 1. Januar 1995 liegen nocht nicht vor) von 
insgesamt 18 318 Richtern 16 016 Richter auf Lebens- 
zeit, 2 302 waren Richter auf Probe oder Richter kraft 
Auftrags. 6 189 Richter befanden sich in einem Beför- 
derungsamt. Während von den Richtern in den alten 
Ländern nur 12,6 % Richter auf Probe oder kraft Auf- 
trags sind, beträgt ihr Anteil in den neuen Ländern 
noch 50,7 %. In den alten Ländern bekleiden 33,8% 
der Richter ein Beförderungsamt, in den neuen Län- 
dern dagegen nur 17,2 %. Es wird noch Jahre dauern, 
bis die Richterstruktur in den neuen Ländern in etwa 
der der alten Länder entspricht. Da das geltende 
Recht, soweit es die Besetzung der Gerichte und die 
Bildung der Präsidien regelt, die in den alten Län- 
dern bestehende Richterstruktur voraussetzt, kann in 
den neuen Ländern auf Ausnahmeregelungen der 
den §§ 3, 7 und 10 RpflAnpG entsprechenden Art 
auch in den nächsten Jahren noch nicht gänzlich ver- 
zichtet werden, um in den neuen Ländern ein geord- 
netes Funktionieren der Rechtspflege zu gewährlei- 
sten und eine sachgerechte Personalstruktur zu errei- 
chen. Es ist aber möglich, die weitgespannten Son- 
derregelungen teilweise erheblich einzuschränken 
und auf das Unerläßliche zu begrenzen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderungen des Rechtspflege- 
Anpassungsgesetzes) 

1 . Zu Nummer 1 (§ 3 RpflAnpG) 

§ 3 in der bis Ende 1995 geltenden Fassung befreit 
von allen Vorschriften, die den Einsatz von Richtern 
beschränken, die nicht Richter auf Lebenszeit bei 
dem Gericht sind, bei dem sie tätig werden. Er würde 
es beispielsweise auch gestatten, daß ein Gericht 
ohne jede Einschränkung in der Besetzung mit drei 
Richtern auf Probe entscheidet. In dieser weitge- 
spannten Form ist die Vorschrift im Hinblick auf die 
verfassungsrechtlich zu gewährleistende persönliche 
richterliche Unabhängigkeit nicht unbedenklich und 
dürfte nur unter Rückgriff auf Artikel 143 Abs. 2 GG 
zu rechtfertigen sein, der seinerseits bis Ende 1995 
befristet ist. Angesichts der inzwischen erreichten 
Personalstruktur in den neuen Ländern ist er in die- 
ser Form auch nicht mehr erforderlich. Unverzichtbar 
sind aber weiterhin drei Erleichterungen gegenüber 
dem allgemein geltenden Recht. Einmal müssen über 
§ 29 Satz 1 DRiG hinaus auch abgeordnete Richter 
auf Lebenszeit in Kollegialgerichten tätig werden 
können. Zum anderen sollen Richter auf Probe und 
Richter kraft Auftrags auch bei den oberen Landes- 
gerichten eingesetzt werden können, bei denen dies 
nach den allgemein geltenden Vorschriften nicht zu- 
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lässig ist. Ferner sollen sie in den im neuen § 10 
Abs. 5 bestimmten Fällen Vorsitzendentätigkeiten 
beim Landgericht wahmehmen können. Diese Son- 
derregelungen werden mit unterschiedlicher Befri- 
stung vorgeschlagen. 

Im neuen Absatz 1 wird die Möglichkeit der Mitwir- 
kung von abgeordneten Richtern sowie Richtern auf 
Probe und kraft Auftrags in Kollegialgerichten ge- 
genüber § 29 Satz 1 DRiG erweitert. In den neuen 
Ländern ist weiterhin ein außergewöhnlich hoher 
Prozentsatz von Richtern auf Probe oder kraft Auf- 
trags tätig. Deshalb muß es weiterhin ermöglicht 
werden, daß auch mehrere dieser Richter bei der 
Entscheidung von Kollegialgerichten mitwirken 
können. Eine weitere Sonderregelung wird für ab- 
geordnete Richter auf Lebenszeit aus anderen Län- 
dern getroffen. Die Rechtsstellung dieser Richter, die 
befristet an ein bestimmtes Gericht abgeordnet wer- 
den, entspricht hinsichtlich ihrer persönlichen Unab- 
hängigkeit im wesentlichen derjenigen von Richtern 
auf Lebenszeit, die eine Planstelle bei diesen Ge- 
richten innehaben. Indem in Absatz 1 Satz 2 diese 
Richter wie Richter auf Lebenszeit bei dem Gericht 
behandelt werden, bei dem sie tätig sind, unterfallen 
sie nicht mehr den Beschränkungen des § 29 Satz 1 
DRiG. 

Nach § 28 Abs. 1 DRiG dürfen an Gerichten grund- 
sätzlich nur Richter auf Lebenszeit tätig werden. 
Ausnahmen von diesem Grundsatz sind nur zulässig, 
wenn ein Bundesgesetz es ausdrücklich bestimmt. 
Absatz 2 schafft in den neuen Ländern die im übri- 
gen fehlenden bundesgesetzlichen Voraussetzungen 
für das Tatigwerden von Richtern auf Probe und 
Richtern kraft Auftrags bei den Oberlandes-, Ober- 
verwaltungs- und Landessozialgerichten. Es soll je- 
doch bei diesen Gerichten lediglich ein solcher Rich- 
ter bei einer gerichtlichen Entscheidung mitwirken 
dürfen. Die anderen Richter müssen Richter auf 
Lebenszeit sein, dabei ergibt sich aus Absatz 1, daß 
es sich auch um zwei abgeordnete Richter handeln 
darf. 

Der neue Absatz 3 trifft eine Regelung für die berufs- 
richterlichen Mitglieder des Anwaltsgerichtshofes. 
Nach § 102 Abs. 1 Satz 1 Bundesrechtsanwaltsord- 
nung dürfen - abweichend von der für die Berufsge- 
richte der Patentanwälte, Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater getroffenen Regelungen - nur ständige 
Mitglieder des Oberlandesgerichts zu berufsrichter- 
lichen Mitgliedern des Anwaltsgerichtshofes bestellt 
werden. Wegen der geringen Zahl der Richter, die 
eine Planstelle beim Oberlandesgericht innehaben, 
ist es in den neuen Ländern derzeit nicht möglich, 
die Anwaltsgerichtshöfe entsprechend dieser Rege- 
lung zu besetzen. Für eine Übergangszeit sollen da- 
her auch künftig Richter, die keine Planstelle beim 
Oberlandesgericht haben, zu berufsrichterlichen 
Mitgliedern der Anwaltsgerichtshöfe bestellt werden 
können. 


2. Zu Nummer 2 (§ 7 Satz 1 RpflAnpG) 

§ 7 ermöglicht es, einem Richter über das allgemein 
geltende Recht hinaus mit seinem Einverständnis 


ein weiteres Richteramt bei einem anderen Gericht, 
auch eines anderen Gerichtszweiges, zu übertragen. 
Aufgrund der Zusammensetzung der Richterschaft 
in den neuen Ländern kann es auch nach dem 31. 
Dezember 1995 in Einzelfällen erforderlich werden, 
einen Richter an zwei verschiedenen Gerichten zu 
verwenden, um alle Gerichte in ausreichender Wei- 
se besetzen zu können. Da in den neuen Ländern 
noch nicht in ausreichender Zahl Richter in Beförde- 
rungsämtem zur Verfügung stehen, muß es vor al- 
lem weiterhin möglich sein, auch Richtern an oberen 
Landesgerichten ein weiteres Richteramt an einem 
anderen oberen Landesgericht desselben oder eines 
anderen Gerichtszweiges zu übertragen. Der Ent- 
wurf schlägt deshalb vor, die in § 7 getroffene Rege- 
lung imverändert bis zum Ablauf des Jahres 1999 zu 
verlängern. 


3. Zu Nummer 3 (§ 10 RpflAnpG) 

In den neuen Ländern werden auch bis zum 31. De- 
zember 1995 nicht in ausreichendem Maße Vorsit- 
zende Richter vorhanden sein, um den Vorsitz in al- 
len Spruchkörpem Vorsitzenden Richtern zu übertra- 
gen und die gewählten Präsidien der Gerichte paritä- 
tisch zu besetzen; vielmehr wird es noch einige Jahre 
dauern, bis genügend Vorsitzende Richter zur Verfü- 
gung stehen. Schon nach geltendem Richterdienst- 
recht können die Justizverwaltungen der neuen Län- 
der einem überwiegenden Teil der Richter ein Beför- 
derungsamt in naher Zukunft nicht übertragen, weil 
diese erst vor kurzem zu Richtern auf Lebenszeit er- 
nannt worden sind. 

Die Änderung in Absatz 1 durch Buchstabe a be- 
stimmt daher, daß die Präsidien erst für das am 1. Ja- 
nuar 2000 beginnende Geschäftsjahr nach den allge- 
mein geltenden Vorschriften zu bilden sind. Die Aus- 
nahmeregelungen in den Absätzen 2 bis 4 sollen bis 
zum 31. Dezember 1999 fortgelten. 

Die durch Buchstabe b vorgeschlagene Änderung in 
Absatz 3 dient der redaktionellen Klarstellung. 

Die Ausnahmeregelung in Absatz 4 kann jedoch 
durch Buchstabe c dahin gehend eingeschränkt wer- 
den, daß in den neuen Ländern neben den Vorsitzen- 
den Richtern grundsätzlich nur Richter auf Lebens- 
zeit den Vorsitz in Kollegialgerichten führen dürfen. 

Für die Landgerichte sieht Absatz 5 wegen der ange- 
spannten Personallage und der Vielzahl der Spruch- 
körper eine weitere kurz befristete Sonderregelung 
vor. 


Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes fest. Mit der Regelung in Satz 1 wird er- 
reicht, daß die gegenüber den Entwurfsvorschlägen 
weitergehenden Lockerungen im allgemein gelten- 
den Recht bis zu ihrem vorgesehenen Ablauf Ende 
1995 weiter genutzt werden können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Entwurf mit der 
folgenden Ausnahme zu: 


Zu den Eingangsworten: 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf der 
Entwurf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Mit 
dem Entwurf werden gerichtsverfassungsrechtliche 
und richterrechtliche Bestimmungen des Rechts- 
pflege-Anpassungsgesetzes geändert. Für eine Än- 
derung solcher Bestimmungen ist die Zustimmung 
des Bundesrates nicht erforderlich. 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen:" 
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